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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. unterstützt die Migrations- und Mobilitätsdialoge und den Abschluss von 
Mobilitätspartnerschaften auf der Grundlage eines leistungsbezogenen Ansatzes („more 
for more“) und ist der Ansicht, dass der Europäischen Nachbarschaft und dem 
afrikanischen Kontinent mithilfe der strategischen Partnerschaft zwischen Afrika und der 
Europäischen Union Vorrang eingeräumt werden sollte;

2. akzeptiert für den Fall, dass eine der Seiten nicht bereit ist, sämtliche mit einer 
Mobilitätspartnerschaft verbundenen Verpflichtungen einzugehen, als alternativen 
Rahmen den Abschluss Gemeinsamer Agenden für Migration und Mobilität zwischen der 
EU und Drittländern, wobei es jedoch hervorhebt, dass es sich hierbei nur eine 
Übergangsphase handeln sollte;

3. empfiehlt die Aufnahme einer die Sozialversicherung betreffenden Standardklausel in die
Assoziierungsabkommen und für Länder, mit denen kein Assoziierungsabkommen 
besteht, die Aushandlung eines Sozialversicherungsabkommens;

4. hebt hervor, dass Migration, wenn sie gut gesteuert wird, insbesondere die zirkuläre 
Migration, dadurch, dass durch Kontakte zwischen den Menschen ein besseres 
gegenseitiges Verständnis gefördert wird, zu besseren Beziehungen zu Drittländern 
beitragen kann;

5. betont, dass die EU das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen in die Lage 
versetzten sollte, die Zusammenarbeit mit Drittländern zu intensivieren, um diese dabei zu 
unterstützen, ihre Asylsysteme und einzelstaatlichen Asylvorschriften zu stärken, und 
fordert zur Zusammenarbeit mit dem UNHCR bei der Förderung einer wirksamen 
Umsetzung der Genfer Flüchtlingskonvention auf;

6. begrüßt die Einrichtung des EU-Zuwanderungsportals und fordert die Herkunftsländer 
auf, sich ebenfalls zu beteiligen und potenzielle Migranten zu unterstützten, indem sie 
Informationen bereitstellen und Anreize für zirkuläre Migration schaffen;

7. fordert dazu auf, das Personal des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD), 
insbesondere das in den Delegation arbeitende Personal, zu schulen und mit dem 
Gesamtansatz zur Migrationsfrage vertraut zu machen, um eine effektive generelle 
Einbeziehung der EU-Zuwanderungspolitik in das auswärtige Handeln der EU 
sicherzustellen.


